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Aufstockung unterlassen
Zu grün-schwarzen Absprachen und
der Diskussion um Übungen für den
Einsatz der Bundeswehr, 22. August
Einerseits verständigt man sich im
Geheimen auf den Abbau von Per-
sonal, gleichzeitig werden neue
Posten geschaffen, um Günstlinge
mit gutbezahlten Jobs zu versor-
gen. Warum reduziert man nicht
die Zahl der Abgeordneten,
schließlich hat ein großer Teil genü-
gend Zeit für Nebenjobs. Bei den
von der CDU und Herrn Strobl vor-
geschlagenen Übungen Bundes-
wehr/Polizei handelt es sich ver-
mutlich um den Versuch, die Auf-
stockung der Polizei zu unterlassen
und durch Soldaten zu ersetzten.
Günter Böhme, Heilbronn

kann nicht funktionieren, wenn
durch unkontrollierte Einwande-
rung die dringend benötigten Fach-
kräfte für eine hochtechnisierte In-
dustrienation kommen sollen. Wa-
rum wohl suchen sich andere Län-
der diese nach ihren eigenen defi-
nierten Anforderungskriterien
aus? So wären gewaltige Integrati-
onsanstrengungen nötig, um den
Bildungsstand der Flüchtlinge
überhaupt auf ein Mindestniveau
zu bringen. Und welche Gesetze
schreiben die langfristige Integrati-
on von Schutzsuchenden in den
Arbeitsmarkt oder Versorgung mit
Hartz IV vor? Stattdessen sollten
diese doch bei Wegfall der Flucht-
ursachen wieder in ihr Heimatland
zurückkehren.
Hans-Dieter Haas, Neuenstadt

von Flüchtlingen auf dem Arbeits-
markt. War es nicht Aussage der
Regierung und der Wirtschaft, dass
die Masseneinwanderung die
Chance auf ein neues Wirtschafts-
wunder böte? Nach und nach wur-
de das durch Fakten und Erfahrun-
gen revidiert. So haben die meisten
Immigranten keine vergleichbaren
Bildungsabschlüsse. In Zweckopti-
mismus geht der Gemeindetag
nun von nur noch zehn anstatt 15
Jahre aus, bis Flüchtlinge eine Be-
schäftigungsquote wie andere Zu-
wanderer erreichen. Damit führt
die Merkel-Regierung einen ihrer
schwerwiegendsten Fehler fort. Sie
vermischt zwei unterschiedliche
Themen – das Asylrecht für
Schutzbedürftige sowie die Immi-
gration von Arbeitnehmern. Es

Stellung beziehen
Zur Diskussion um das Burkaverbot
Ich bin dafür, zumindest in öffentli-
chen Institutionen diese Regelung
einzuführen. Durch den Gesichts-
schleier sind die Frauen nicht in der
Lage, auf Augenhöhe zu kommuni-
zieren. Durch das Tragen der Burka
kann es zu einem Leben in einer Pa-
rallelgesellschaft kommen und kei-
ner Integration.
Elke Lumpp, Talheim

Unrealistisch
Zum Thema bessere Integration von
Flüchtlingen, Artikel und Kommen-
tar von P. Reinhardt vom 11. August
Noch immer gibt es unrealistische
Vorstellungen über die Chancen
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Aufwand lohnt
dungscomputer und Datennetzwer-
ke verknüpft. Ansonsten würde mit
Esta nur eine weitere Sammlung
entstehen, deren Erkenntnisse wir-
kungslos blieben, weil man sie mit
anderen Informationen nicht abglei-
chen kann. Genau dagegen haben
sich aber bisher Datenschützer und
einige Mitgliedsstaaten massiv ge-
sträubt. Esta kann man leicht durch-
setzen. Um das System zu einer
wirksamen Kontrolle zu machen,
braucht man weitere Schritte.

Dennoch lohnt sich der Aufwand,
zumal er sich mit einer erträglichen
Gebühr selbst finanziert. Esta könn-
te zu dem zentralen Instrument bei
der Überwachung der Einreise von
Touristen und Geschäftsleuten aus
Staaten werden, die keiner Visa-
pflicht unterliegen. Auch der Auf-
wand für diejenigen, die die EU be-
suchen wollen, ist erträglich. Von
daher sollten die Europäische Kom-
mission zügig ihren Gesetzesvor-
schlag präsentieren und die Mit-
gliedstaaten rasch entscheiden.
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Die Einführung eines europäischen
Grenzkontrollsystems nach
US-Vorbild macht Sinn.

Von Detlef Drewes

Esta wäre die Lösung, nach der die
EU suchte. Denn die Innenpolitiker
haben ja Recht, wenn sie darauf po-
chen, dass die europäischen Staaten
wissen müssen, wer in die Gemein-
schaft ein- und wieder ausreist. Im-
mer mehr Länder aus politischen
Gründen von der Visapflicht zu be-
freien, bedeutet eben auch, dass die
Überwachung der Einreisenden im-
mer schwieriger wird. Hier könnte
das US-Vorbild gute Dienste leisten
– unter zwei Bedingungen.

Zum einen müssten die Europäer
ihrer allzu verbreiteten Neigung wi-
derstehen, die angeforderten Infor-
mationen drastisch auszuweiten.
Das ist unnötig, weil das inzwischen
beschlossene europäische Flug-
gast-Datenabkommen jede Menge
zusätzlicher Angaben liefert. Diese
kann man nutzen, wenn man – zwei-
tens – diverse vorhandene Fahn-

Unter Kritikern
Die Zeiten, in denen Angela Merkel
die Richtung vorgab und Europa
folgte, sind vorbei.

Von Marcus Sauer

An Selbstbewusstsein mangelt es
den Staaten der Visegrad-Gruppe
nicht, die sich vor 25 Jahren zusam-
mengefunden haben, um sich ge-
meinsam auf den Weg in die Euro-
päische Union zu machen. Heute
fühlen sich Polen, Ungarn, Tsche-
chien und die Slowakei längst nicht
mehr als Bittsteller, sie haben ambi-
tionierte Pläne. Vor allem Polen will
den Club zum politischen und öko-
nomischen Gegengewicht zur Bun-
desrepublik auszubauen. Und das
hat Angela Merkel gestern in War-
schau zu spüren bekommen.

Schon vor ihrem Treffen mit den
vier Kollegen hat Angela Merkel
harsche Töne vernehmen müssen.
Vor allem an der Flüchtlingspolitik
der Deutschen lassen die Visegrad-
Staaten kein gutes Haar. In der Fra-
ge von Flüchtlingsquoten und mehr

Solidarität der Osteuropäer war oh-
nehin nicht mit einem Kompromiss
zu rechnen. Und auch von einer In-
tensivierung der europäischen Inte-
gration halten Merkels Gesprächs-
partner nichts. Im Gegenteil, der
Ungar Viktor Orban hat sie wissen
lassen, dass er den Grenzzaun als
Bollwerk gegen die Flüchtlingsströ-
me weiter befestigen wird. Doch das
ist längst nicht der einzige Konflikt
zwischen Deutschland und den Vi-
segrad-Ländern. Auch in der Frage
der Stationierung von NATO-Trup-
pen im Osten gibt es weiter Dissens.

Vor allem aber in den Vorstellun-
gen des Europas der Zukunft. Polen
etwa hält die Idee eines „Europas
der Vaterländer“ hoch, was letztlich
auf ein Europa verschiedener Ge-
schwindigkeiten hinausliefe. Und
derzeit sieht es nicht danach aus, als
gelinge es der Kanzlerin, das zu ver-
hindern, was die gern täte. Die Zei-
ten, in denen sie die Richtung vor-
gab und Europa folgte, sind vorbei.
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Der Verräter
Millionen Apple-Geräte waren
über Wochen anfällig für ein
Schadprogramm.

Von Peter Rauscher

Der kleine „Freund“ kann eine ganz
fiese Ratte sein. Wenn er nämlich
preisgibt, was wir nur ihm anver-
traut haben: Intime Bilder, Nach-
richten, Passwörter. Die Rede ist
vom Smartphone. Das „weiß“ oft
mehr Dinge als sein Besitzer, weil es
quasi als externer Speicher benutzt
wird. Risiken und Nebenwirkun-
gen? Egal, Hauptsache total ver-
netzt. Und protzt nicht zum Beispiel
Apple ständig damit, wie sicher sei-
ne Produkte sind? Sogar das mächti-
ge FBI hatte sich zumindest ein paar
Monate lang die Zähne am iPhone

eines Terroristen ausgebissen und
es nicht knacken können. Auch
wenn’s makaber ist: Eine bessere
Reklame zum Thema Datensicher-
heit hätte sich Apple damals nicht
wünschen können.

Nun aber der größte anzuneh-
mende Unfall: Millionen Apple-Ge-
räte waren anfällig für ein Schadpro-
gramm, mit dem gespeicherte Ge-
heimnisse gelüftet werden konnten.
Nach der Affäre um das abgehörte
Kanzlerhandy und den Snowden-
Enthüllungen lernen wir ein weite-
res Mal: Es gibt vielleicht den einen
oder anderen Menschen, dem man
was anvertrauen kann. Aber die
Technik ist zumindest diesbezüg-
lich nie unser Freund.
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log Kuka eines deutschen Investors
in China wäre nicht möglich. Und
deutsche Beteiligungen stehen un-
ter scharfer Regulierung und Kon-
trolle, und wenn den staatlichen
Kontrolleuren deutsche Unterneh-
mungen zu erfolgreich werden,
wird gnadenlos mit fadenscheinigen
Gründen interveniert, Strafzahlun-
gen festgelegt – und das von der Au-
toindustrie bis zum Milchpulver.

Ungleichgewicht Wenn die EU und
Deutschland dieses Ungleichwicht
unangetastet lassen und wir die
Musterknaben des freien Wettbe-
werbes spielen, während China
nach Belieben Restriktionen ein-
zieht, dann kann es ein böses Erwa-
chen geben. Ein bisschen weniger
Dollarzeichen in den Augen der Un-
ternehmer, die in China aktiv sind,
und ein bisschen mehr Selbstbe-
wusstsein seitens der Politik im Um-
gang mit der chinesischen Regie-
rung wäre dringend von Nöten!

Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

Temperament Die älteren Leser er-
innern sich sicher noch an den
schwäbischen König Silberzunge,
Kanzler Kurt Georg Kiesinger, der
im Jahre 1969 in einem für ihn unge-
wöhnlich heftigen Temperaments-
ausbruch dreimal mit seinem Fin-
gerknöchel auf das Rednerpult ein-
hämmerte und ausrief: „Ich sage
nur China, China, China!“ Dieser
Ausspruch hat heute, wenn auch in
einem völlig anderen Kontext, eine
neue Aktualität. China ist Welt-
macht. Politisch und zunehmend
auch militärisch. Unbestritten ist
China vor allem ökonomisch omni-
präsent, ist weltweit mit seinen gi-
gantischen Devisenreserven der
größte Investor, der nicht selten ver-
brannte Erde hinterlässt.

Übernahme Zu besichtigen in Afri-
ka, auf dem Balkan, aber auch im
Zentrum des Kapitalismus in den
USA und Europa und nicht zuletzt in
Deutschland. Die spektakuläre
Übernahme des Juwels deutscher
Innovation und des erfolgreichen
deutschen Mittelstands, die Robo-
terfirma Kuka, ist nur eine von vie-
len Akquisitionen und Beteiligun-
gen an deutschen Firmen. Und die
deutsche Politik, Wirtschaft und
Medienöffentlichkeit begleitet den
ganzen Prozess mit einer seltsamen
Mischung aus aktiver Beihilfe, Ge-
schehen-Lassen, Lethargie und ei-
nem gerüttelt Maß an Naivität.

Warnung Einzelne Stimmen aus der
Politik, wie die von Wirtschaftsmi-
nister Gabriel oder EU-Kommissar
Oettinger, die vor dieser Übernah-
me warnten und für einen Einstieg
deutscher Unternehmen bei Kuka
warben, verhallten ohne Resonanz.
Ja, die beiden wurden noch von der
Mehrzahl der Wirtschaftskommen-
tatoren der deutschen Leitmedien
für ihre Initiative kritisiert, eine sol-
che Haltung würde gegen die Prinzi-

pien des freien Marktes und des frei-
en Handels verstoßen. Ich frage
mich nur, wer gegen diese Prinzi-
pien, und das in massivster Form,
verstößt. Das ist doch China, China
und nochmals China und zwar in
den denkbar vielfältigsten Formen.

Dumpingpreise Das fängt damit an,
dass China einen innovativen Be-
reich deutscher Industrie und deut-
schen Maschinenbaus, die Photo-
voltaik buchstäblich systematisch
platt gemacht hat – und zwar nicht
im freien Spiel des Marktes und des
Wettbewerbs, sondern mittels Ko-
pieren von Technologie und mit
staatlich gelenkten Dumpingprei-
sen. Die EU und Deutschland schau-
en teilnahmslos zu, im Unterschied
zu den USA, die Dumpingpreise mit
angemessenen Strafzöllen konter-
karieren. Gleiches passiert in der
Stahlproduktion. Und das
Flaggschiff der deutschen Indus-
trieproduktion, der deutsche Ma-
schinenbau, könnte die nächste Ziel-
scheibe sein, wenn man sich die neu-
esten Zahlen vor Augen hält: Im ers-
ten Halbjahr 2016 sind 11,5 Prozent
weniger Maschinen nach China ex-
portiert worden, umgekehrt haben
die Chinesen ihre Exporte von Ma-
schinen nach Deutschland um zehn
Prozent gesteigert. Das zeigt wohin
die Reise geht. Damit nicht genug.
Eine umgekehrte Übernahme ana-

China, China und nochmals China
Politisches Quintett

von Rezzo Schlauch

Der chinesische Midea-Konzern übernahm den Roboterbauer Kuka. Unser Kolum-
nist sieht die chinesische Omnipräsenz in der Wirtschaft kritisch. Foto: dpa

Zu einem möglichen Abzug der Bun-
deswehr aus Incirlik schreiben:

Für den Abzug der Bundeswehr aus
der Türkei gibt es nur zu gute Argu-
mente. Da ist zunächst das präpoten-
te Verhalten dieses „Partners“. Bun-
destag, Verteidigungsministerin
und Merkel sind mit dem Wunsch
nach einer Besuchserlaubnis für
Parlamentarier bei ihren Soldaten
abgeblitzt. Das ist ein unfreundli-
cher Akt. Zudem schützen deutsche
Soldaten nun eine repressive Regie-
rung, die dabei ist, die letzten Reste
echter Opposition zu erledigen.
Zum Dritten ist die Türkei in Syrien
nun selbst Kriegspartei – und zwar
als Angreifer und Eroberer. Es ist
ein Unding, dass Deutschland türki-
scher Imperialpolitik assistiert.

Das deutsch-türkische Verhältnis ist
seit der Völkermord-Resolution des
Bundestages und der rabiaten Nie-
derschlagung des Putschversuches
durch Präsident Tayyip Erdogan in
einem jammervollen Zustand. Dafür
steht die Kontroverse um die Bun-
deswehrpräsenz auf dem türkischen
Stützpunkt Incirlik. Der Ton der Ent-
scheidungsträger hat von aggressiv
auf versöhnlich gedreht. Für Abge-
ordneten-Besuche zeigt sich die
Türkei nun offener. Wird die Statio-
nierung des deutschen Kontingents
in Incirlik tatsächlich beibehalten,
könnte dies ein erstes Signal für die
notwendige Entkrampfung zwi-
schen Berlin und Ankara sein.

Gleichwohl würde sich die Türkei
am Ende auch selbst schaden. Denn
die Aufklärung in syrischem und ira-
kischem Luftraum wird nicht leich-
ter, wenn die Tornados dazu künftig
von Zypern oder Jordanien aus ope-
rieren müssten. Die Rahmenbedin-
gungen für solche Missionen sind
dort offenbar wesentlich schlechter.
Vielleicht kommt Ankara ja doch
noch zur Vernunft. Dazu gehört
auch zu akzeptieren, dass die Bun-
deswehr eine Parlamentsarmee ist
und deutsche Parlamentarier des-
halb nicht nur das Recht zu entspre-
chenden Besuchen haben. Sie sind
sogar ihre politische Pflicht.

Das verheerende Erdbeben in Italien
kommentiert:

Die verheerende Wirkung der Be-
ben in Italien hat auch mit der alten
Bausubstanz der von Touristen be-
wunderten mittelalterlichen Alt-
städte zu tun. Die Schönheit Italiens
ist daher auch seine Achillesferse.
Doch insbesondere die Politik hat es
versäumt, nach Erfahrungen von
Leid und Zerstörung die Weichen zu
stellen. Insofern wirken Bestürzung
und Ratlosigkeit nach den Erdbeben
wie die Quintessenz eines Versa-
gens auch in Politik und Wirtschaft.
Italien, so heißt es, findet oft erst in
der Not zu sich. Weitsichtigere Pla-
nung würde dieses Aufbäumen erst
gar nicht nötig machen.


